
Dr. Ullmann (Bündnis 90/Grüne):

Ich bin eben angesprochen worden und möchte demjenigen, 
der mich ansprach antworten. Ich weiß wohl, was er meint. Aber 
wenn es um diese Sache zu tun ist, hätten Sie ganz anders Vorge­
hen müssen, nämlich ein Prüfungsverfahren, wie wir es heute 
früh besprochen haben, für Hans Modrow zu beantragen. Etwas 
anderes ist nicht möglich.

(unverständlicher Zuruf - 
Zuruf: Warum haben Sie es nicht beantragt?

Zuruf: Gangster!

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Also ich bitte hier um Ruhe. Herr Ullmann hat eine persönli­
che Erklärung abgegeben. Wir kommen jetzt zum Tagesord­
nungspunkt 8:

Antrag aller Fraktionen:
Die Volkskammer wolle beschließen: Beschluß der Volks­
kammer der Deutschen Demokratischen Republik zur Be­
nennung von Abgeordneten zur Entsendung als Beobach­
ter für das Europäische Parlament vom 8. 9.1990.

Das liegt ihnen vor in der Drucksache Nr. 250. Hier sind Ände­
rungsanträge von den Fraktionen vorgenommen worden. Ich 
bitte Sie, folgende Änderungsanträge zur Kenntnis zu nehmen:

Seite 2: F.D.P.-Fraktion: Ersatz des Abgeordneten durch 
Thietz, Peter.

Dann in den Nachfolgekandidaten ist zu streichen Winter, Jo­
hannes.

Dann die nächste Seite: F.D.P.-Fraktion: Da sind zu streichen 
der Abgeordnete auf dem Platz 1 und 2.

Ja, bitte, Änderungsantrag, Geschäftsordnungsantrag.

Jürgen Schröder (CDU/DA):

Frau Präsidentin! Ich hatte heute im Laufe des Tages einen 
Änderungsantrag eingebracht, schriftlich. Ich bitte darum, daß 
es nicht heißt, die Volkskammer benennt folgende Abgeordnete, 
sondern entsprechend der Vereinbarung vom 18. September 
1990 zum Einigungsvertrag (Anlage zur Drucksache 217 a Artikel 
3, Kapitel II Punkt 2f) benennt die Volkskammer folgende Abge­
ordnete und so weiter.

(Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl: Liegt uns der Antrag schrift­
lich vor?)

Ja, bei Dr. Höppner.

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Auf dem Deckblatt wäre zu ändern anstelle von die Volkskam­
mer benennt, wäre einzufügen, entsprechend der Vereinbarung 
vom 18. September 1990 zum Einigungsvertrag (Anlage zur 
Drucksache Nr. 217 a Artikel 3 zu Kapitel II Punkt 2 f) benennt die 
Volkskammer folgende Abgeordnete zur Entsendung usw.

Wer diesem Änderungsantrag zustimmt, den bitte ich um das 
Handzeichen. - Danke. Wer ist dagegen? - Zwei Gegenstimmen. 
Wer enthält sich der Stimme? - Vier Enthaltungen. Damit ist der 
Änderungsantrag angenommen. Nun möchten wir über den Be­
schluß, über die Namen selbst entscheiden. Wer für diesen Be­
schluß mit der Änderung der Namen und des Textes auf Seite 1 
bzw. des Deckblattes ist, den bitte ich um das Handzeichen. - 
Danke. Wer ist dagegen? - Zwei Gegenstimmen. Wer enthält sich 
der Stimme? - Bei zwei Gegenstimmen und einigen Enthaltun­
gen ist dieser Beschluß ebenfalls angenommen.

Wir kommen damit zum Tagesordnungspunkt 9:
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Wahl des Rundfunkbeauftragten gemäß Artikel 36, 
Absatz 3 des Einigungsvertrages.

Hier steht: Der Rundfunkbeauftragte wird auf Vorschlag des 
Ministerpräsidenten der DDR von der Volkskammer gewählt. 
Wünscht zu diesem Tagesordnungspunkt jemand das Wort? Ja, 
bitte.

Dr. Krause (CDU/DA):

Der Einigungsvertrag hat zwei Varianten zur Wahl des Rund­
funkbeauftragten offen, eine durch dieses Haus und eine in Ab­
stimmung mit den Landesbeauftragten der Länder. Die Fraktion 
der CDU ist der Meinung, daß dies eine der ersten Aufgaben der 
Landesbeauftragten in den Ländern sein sollte, da der Beauf­
tragte für den Rundfunk ohnehin zu allererst die Umgestaltung 
in den Ländern zu realisieren hat. Deshalb unser Vorschlag, die­
sen Punkt heute von der Tagesordnung abzusetzen.

Stellvertreter der Präsidentin Frau Dr. Niederkirchner:

Um diesen Punkt von der Tagesordnung abzusetzen, bedarf es 
ebenfalls einer Beschlußfassung. Der Antrag liegt vor. Ich lese 
noch einmal den Text vor, der im Einigungsvertrag verzeichnet 
ist.

„Der Rundfunkbeauftragte wird auf Vorschlag des Ministe
Präsidenten der Deutschen Demokratischen Republik v____________
der Volkskammer gewählt. Kommt eine Wahl durch die 
Volkskammer nicht zustande, wird der Rundfunkbeauftrag­
te von den Landessprechern der in Artikel 1 Abs. 1 genann­
ten Länder und dem Oberbürgermeister von Berlin mit 
Mehrheit gewählt.“

Das wäre die Alternative. Es gibt eine Wortmeldung.

Dr. Gysi (PDS):

Frau Präsidentin! Das setzt voraus, daß eine Wahl durch die 
Volkskammer nicht möglich ist. Ich frage mich, ob sie nicht mög­
lich ist. Noch haben wir zentrale Rundfunk- und Fernseheinrich­
tungen. Bis diese sich auf eine Person geeinigt haben, das halte 
ich für viel komplizierter. Wenn die Möglichkeit besteht, und ich 
glaube, daß gerade auf dem Mediengebiet so vieles den Bach 
runtergeht, wäre es höchste Zeit, dafür einen Verantwortlichen 
zu bestimmen, nachdem der Medienkontrollrat seine Tätigkeit 
auch beendet hat.

Stellvertreter der Präsidentin Frau Dr. Niederkirchner:

Danke. Da das auf Vorschlag des Ministerpräsidenten gesche­
hen müßte, müßten wir den Ministerpräsidenten fragen, ob er 
einen solchen Vorschlag hat.

Ministerpräsident de Maiziere:

Ich verweise auf das, was Kollege Krause gesagt hat. Es sind 
beide Alternativen vorgesehen. Es stand die Meinung in der 
Fraktion, so zu verfahren. Ich habe die Frage auch im Minister­
rat nicht erörtert. Ich habe keinen Vorschlag zu unterbreiten.

Stellvertreter der Präsidentin Frau Dr. Niederkirchner:

Danke schön. Es liegt also der Antrag - ja bitte, der Abgeordne­
te Weiß.

Weiß (Bündnis 90/Grüne):

Es gab Vorschläge, die dem Ministerpräsidenten aus dem Aus­
schuß für Presse und Medien zugegangen sein müßten. Ich bin 
jetzt überrascht von dem Verfahren, daß offenbar auf eine weni-


